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Drud(sache 3332 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebradhten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

- Drucksache 2626 - 

und den Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, Dr. Dollinger, 
Friese, Rümmele, Frau Dr. h. c. Weber (Aachen), 

Barlage und Genossen 

betr. Kraftverkehr in den grenznahen und Küstengebieten 

- Drucksache 1336 - 


A. Beridit des Abgeordneten Spörl: 

1. Im allgemeinen 
I. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen leigte am 
7. November 1956 mit Drucksache 3057 einen 
ersten Schriftlic he n Bericht zum Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes — Druckstache 2626 — und zum 
Antrag betr. Kraftverkehr in den grenzinahen und 
Küstengebieten — Drucksache 1336 — vor. 

Der Ausschuß beantragte: 

„Der Bundestag wolle beschldießen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksiache 2626 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fiassiung anzunehmen; 

2. den Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Dr. Dollinger, Friese, Rümmele, Frau Dr. h. c. 
Weber (Aachen), Bar Lage und Genossen betr. 
Kraftverkehr in den grenznahen und Küsten- 
gebieten — Drucksache 1336 — durch die Be- 
schlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären; 

3. die zu den Drucksachen 1336 und 2626 eingeigan- 
genen Petitionen und Eingaben durch die Be- 
schlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären.“ 


II. 

Zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Geset- 
zes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
in der 193. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 21. Februar 1957 lagen folgende Ände- 
rungsanträge vor: 

a) Änderungsantrag der Fraktion der DP 
— Umdruck 948 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Artikel 1 Nr. 2 wird in § 2 Abs. 4 folgen- 
der Satz 2 edingefügt: 

„Bei der Bestimmung angenommener 
Standorte für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern, die iim Landkreis Lüdiow^Dannenberg 
ihren Sitz oder eine nicht nur vorüberge- 
hende geschäftliche Niederlassung haben, ist 
für die Entfernunigsiberechnung anstelle des 
Ortsmittelpunktes der Gemeinde, lin Wielcher 
der Unternehmer seinen Sitz oder eine nicht 
nur vorübergehende igeschäftliche Niederlas- 
sung hat, die westliche Kreisigrenze zu- 
grunde zu legen.“ 

2. In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 2 Abs. 4 
letzter Satz idie Worte „Entsprechendes gilt“ 
durch die Worte „Satz 1 gilt entsprechend“ 
ersetzt.* 
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b) Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
— Umdruck 949 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 2 Abs. 4 erster 
Satz hinter den Worten „können die höheren 
Landesverkehrsbehörden zugunsten von Unter- 
nehmen“ die Worte „des Gütemahverkehrs“ ge- 
strichen/ 

c) Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Mende, 
Schwann, Scheel und Genossen 

— Umdruck 950 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 2 erhält § 2 Abs. 4 folgende 
neue Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unternehmem in 
Gemeinden, die in grenznahen Gebieten liegen, 
können die höheren Lande sv er kehrsbehör den 
zugunsten voin Unternehmen des Gütemahver- 
kehrs, die bereits am 1. April 1954 ihren Sitz 
oder eine nicht nur vorübergehende geschäft- 
liche Niederlass'ung in diesen Gebieten hatten, 
angenommene Standorte bestimmen, die mit 
ihrem Ortsmittelpunkt nicht mehr als 40 km in 
der Luftlinie von der Grenze der Bundesrepu- 
blik Deutschland und von dem Ortsmittelpunkt 
des tatsächlichen Standorts liegen dürfen. Ent- 
sprechendes igilt für die Kraftfahrzeuge von Un- 
ternehmern, diie ihren Sitz oder eine nicht nur 
vorübergehende geschäftliche Niederlassung in 
Gemeinden haben, die nicht weiter als 40 km in 
der Luftlinie vom Saargebiet entfernt liegen.“ ‘ 

d) Änderungsantrag der Abgeordneten Glüsing 
und Genossen 

— Umdruck 953 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 2 Abs, 4 letzte 
Zeile nach den Worten „vom Saargebiet“ die 
Worte „oder von der Westküste des Landes 
Schleswig-Holstein“ eingefügt.* 

e) Ändierungsiantrag der Abgeordneten Günther, 
Richarts, Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn), Kortmann 
und Genossen 

— Umdruck 955 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 2 nach dem 
Absatz 4 die folgenden neuen Absätze 4 a lUnd 4 b 
eingefügt: 

„(4a) Für Kraftfahrzeuge von Unternehmern 
in Gemeinden des übrigen Gebietes der Bundes- 
republik Deutschland, die in der Luftlinie nicht 
mehr als 20 km von der Grenze der Bundesrepu- 
blik Deutschland entfernt liegen, können die 
obersten Landesverkehrsbehörden auf Antrag 
angenommene Standorte bestimmen. 

(4b) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Richtlinien, nach denen die an- 
genommenen Standorte festzulegen sind.“ ‘ 


f) Änderungsantrag der Abgeordneten Bock und 

Genossen 

— Umdruck 958 — 

,Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Artikel 1 wird Nr. 3 wie folgt ergänzt: 
Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die einem Unternehmen erteilte Ge- 
nehmigung kann ohne Rücksicht auf die 
Überschraitung der Höchstzahl auf eine Ge- 
sellschaft erstreckt werden, an welcher der 
Unternehmier überwiegend oder als Perso- 
nalgesellschafter beteiligt ist; die Beteiligung 
muß während der Dauer der Genehmigung 
bestehen bleiben.“ 

2. Dem Artikel 3 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Die Bestimmung des Artikels 1 Nr. 3 
idieses Gesetzes ist nicht anzuwenden bei 
der Erteilung von Genehmigungen zum Gü- 
terfernverkehr, die lauf Grund des § 9 Abs. 2 
des Güterkraftvierkehrsgesetzes alter Fas- 
sung vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 
Nr. 3 beantragt worden sind.“* 

Der Abgeordnete Müller-Hermann beantragte 
namens der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, FVP 
und DP in der 193. Plenarsitzung des Deutschen 
Bundestages am 21. Februar 1957 die Rück- 
üb e r w e i s u n g der Drucksache 3057 und der 
dazu eingeb rächten Änderungsanträge a n den 
Ausschuß für Verkehrswesen (Steno- 
graphischer Bericht S. 11021). 

Das Plenum nahm diesen Antrag an. 

HL 

Zu den Beratungen dm Ausschuß für Verkehrs- 
wesen wurden folgende weitere Anträge gestellt: 

a) Antrag der Abgeordneten Dr, Schäfer (Saar- 
brücken), Kratz und Dr. Röder (Schreiben vom 
26. Februar 1957): 

,1. Zu Artikel 1 Nr. 2: 

§ 2 Abs. 4 Satz 2 des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages ent- 
sprechend für die Kraftfahrzeuge von Unter- 
nehmern, die ihren Sitz oder eine nicht nur 
vorübergehende geschäftliche Niederlassung 
in Gemeinden haben,' die nicht weiter als 
40 km in der Luftlinie vom Saarland ent- 
fernt liegen, und für die Kraftfahrzeuge von 
Unternehmern, die mindestens seit dem 
31. Dezember 1956 im Saarland ihren Sitz 
oder eine nicht nur vorübergehende ge- 
schäftliche Niederlassung haben; die Stand- 
orte dürfen nur in dem Land bestimmt wer- 
den, in dem der Sitz oder die Niederlassung 
des Unternehmens liegt, und im Lande 
Rheinland-Pfalz nicht näher zum Saarland 
liegen als die Gemeinde des Sitzes oder der 
Niederlassung. “ 
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2. Artikel 3 erhält folg enden Satz 2: 

„Dieses Ges'etz igilt im Saarland erst mit In- 
krafttreten des Güterkraftverkehrsgeset- 
zes.“ ‘ 

b) Antrag des Abgeordneten Schulze-Pellengahr 
auf Grund eines Schreibens des Abgeordneten 
Dr. Conring vom 14. März 1957: 

,Zu § 48 Abs. 3: 

„Die Biestimmungen über 'den Werkverkehr 
gelten auch für die Beförderung von Gütern 
durch Genossenschaften und deren Zusammen- 
schlüsse, wenn diesen das Beförderungsgut von 
ihren Mitgldedern zur lagenturwedsen Verwer- 
tung übergeben worden ist.“ ‘ 

IV. 

Auf Ersuchen des Ausschusses für Verkehrs- 
wesen vom 26. Februar und vom 4. März 1957 gab 
der Bund es minister für Verkehr mit Schreiben vom 
19. März 1957 — StV 3 — 6042 B/57 — die aus der 
Anlage lersichtliche Stellungnahme zu den einzel- 
nen Anträgen ab, der zwei Karten beigefügt sind. 

2. Im einzelnen 

In seiner Sitzung vom 20. März 1957 trat der 
Ausschuß für Verkehrswesen erneut in die Be- 
ratung des Gesetzentwurfs unter Zugrundelegung 
der im Schriftlichen Bericht auf Drucksache 3057 
vorgelegten Beschlüsse ein. 

Die Beratung erbrachte folgendes Ergebnis: 

1. Zu Artikel 1 Nr, 2 

a) Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Mende, 
Schwann, Scheel und Genossen 
— Umdruck 950 — 

Der Ausschuß hielt eine Nahzonenerweiterung 
an allen Grenzen und Küsten der Bundes- 
republiik Dieutschland aus gruindsätzlichen ver- 
kehrspolitischen Erwägungen nicht für ver- 
t r e t b a r. Eine solche Regelung würde die seit 
Jahrzehnten bewährte Abgrenzung von Güter- 
nah- und Güterfernverkehr erheblich beein- 
trächtigen und die nach igememwirtschaftlichen 
Grundsätzen orientierte Deutsche Bundesbahn 
gegebenenfalls schädigen. Außerdem kann es 
dem Gütemah Verkehrsgewerbe in den an die 
Grenzgebiete anschließenden Landesteilen nicht 
allgemein zugemutet werdien, durch eine weit- 
gehende Sonderregelung erschwerten Wettbe- 
werbsbedingungen ausgesetzt zu sein. 

Der Ausschuß lehnte den Änderungsantrag 
— Umdruck 950 — einstimmig ab. 

Der Abgeordnete Bock stellte nach dieser Ab- 
stimmung den Antrag, in allen grenznahen Ge- 
bieten nur einen 15 km breiten Gebietsstreifen 
zu begünstigen. 

Der Ausschuß lehnte auch diesen Antrag mit 
einer großen Mehrheit gegen 3 Stimmen ab. 


b) Änderungsantrag der Abgeordneten Günther, 
Richarts, Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn), Kortmann 
und Genossen 

— Umdruck 955 — 

Der Abgeordnete Günther modifizierte den An- 
trag dahin, in den Grenz-, (Eifel-) und Küsten- 
gebieten, die nicht zum Zonen- oder Saar-Rand- 
gebiet gehören, einen 15 km breiten Gebiets- 
streifen zu begünstigen. 

Der Ausschuß lehnte auch diesen Antrag mit 
8 gegen 6 Stimmen ab. Bei seiner Entscheidung 
ließ er sich von den gleichen Erwägungen wie 
bei Umdruck 950 leiten. 

c) Änderungsantrag der Abgeordneten Glüsing 
und Genossen 

— Umdruck 953 — 

Dazu stellte der Abgeordnete Körner den Zu- 
siatzantrag, nur die „nördlich des 
N 0 r d - O s t s e e - K a n a 1 s “ gelegenen 
W e s t k ü s t e n k r e li s e des Landes 
Schleswig-Holstein in die besondere 
N ahzonenreg elung einzubez iehen. 

Der Ausschuß nahm diesen Antrag mit 14 ge- 
gen 6 Stimmen tan. 

Der Ausschuß sah in der Tatsache, daß die Ost- 
küstenkreise von Schleswig-Holstein als Zonen- 
randgebiet von der vorgesehenen Nahzonen- 
erweiterung erfaßt werden sollen, eine einzig- 
artige Ausnahmesituation, die sich auf die West- 
küstenkreise aus wirken werde. Dem Güternah- 
verkehrsgewerbe in den Gebieten an der West- 
küste würde aus der einseitigen Begünstigung 
für die östlichen Landesteile angesichts der ge- 
ringen Breite der Halbinsel Schleswig-Holstetin 
eine verschärfte Wettbewerbslage entstehen, 
der nichit ausgewichen werden könnte. Der- 
artige Bedingungen seien ihm um so weniger 
zuzumuten, als das industrielle Schwergewicht 
des Landes im Osten liege. 

d) Antrag der Abgeordneten Dr. Schäfer (Saar- 
brücken), Kratz und Dr. Röder 

Der Ausschuß kam zu dem Ergebnis, die Be- 
schlußfassung zu diesem Antrag bis zur Vor- 
lage der großen Novelle zum Güterkraftver- 
kehrsgesetz zurückzustellen. 

Der Bundesminister für Verkehr wurde ge- 
beten, den Antrag der Saar-Abgeordneten zu 
prüfen und zu gegebener Zeit Überlegungen an- 
zustellen, wie diesem Anliegen Rechnung getra- 
gen werden könne. 

e) Änderungsantrag der Fraktion der DP 
— Umdruck 948 — 

Im Ausschuß herrschte die Auffassung, daß es 
sich im Hinblick auf zu erwartende Berufungs- 
fälle nicht vertreten lasse, für einen einzelnen 
Zonenrandkreis eine zusätzliche Ausnahmerege- 
Lung zu treffen. 

Der Ausschuß lehnte den Änderungsantrag 
— Umdruck 948 — mit 14 gegen 5 Stimmen bei 
2 Stimmenthaltungen ab. 
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f) Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
— Umdruck 949 — 

Der Ausschuß sah in dem Antrag kein gewerbe- 
sondern ein steuerrechtliches Anliegen, d. h. eine 
echte Hilfsmaßnahme für das Zonenrandgebiet. 
Dem Werkverkehr würde die Einbeziehung in 
die besondere Nahzonenregelung für das Zonen- 
und Saar-Randgebiet in erster Linie steuerliche 
Vorteile bringen, die den verkehrspolitischen 
Zielen des Verkehrs finanzgesetzes 1955 vom 
6. April 1955 (BGBL I S. 166) entge- 
genwirken würden, da nach § 11 Abs. 2 Ziff. 3 
des Beförderungsteuergesetzes in der Fassung 
vom 13. Juli 1955 (BGBL I S. 366) im 
Zonen- und Saar-Randgebiet die Beförderung- 
steuer nur die Hälfte des Regelsatzes betrage, 
finden die steuerlichen Belange des Werkver- 
kehrs bereits Berücksichtigung. 

Der Ausschuß lehnte den Antrag — Um- 
druck 949 — mit 10 gegen 6 Stimmen ab. 

2. Zu Artikel 1 Nr, 3 

Nr. 1 des Änderungsantrags der Abgeordneten 
Bock und Genossen 
— Umdruck 958 — 

Der Ausschuß sah iin dem Vorschlag, bei über- 
schrittenem Kontingent die Genehmigungen auf neu 
eintretende Gesellschafter zu erstrecken, eine un- 
kontrollierbare Möglichkeit, die mit diesem Ent- 
wurf beabsichtigte Einschränkung des § 9 Abs. 2 
Satz 2 des Güterkraftverkehrsgesetzes praktisch 
wieder laiufzuheben. 

Der Ausschuß lehnte den Antrag — Umdruck 958 — 
mit 9 gegen 4 Stimmen ab. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 4 

Antrag des Abgeordneten Schulze-Pellengahr 
zu § 48 Abs. 3 des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Nachdem ein Vertreter des Bundesministeriums für 
Verkehr erklärt hatte, daß die in dem Antrag ange- 
sprochene Frage durch die zur Aufhebung vorgese- 
hene Vorschrift des § 48 Abs. 3 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes über denKonzernverkehr nicht berührt 
werde und die Frage der Transporte von Genossen- 
schaften im Rahmen der vorgesehenen umfassen- 
den Novelle zum Güterkraftverkehrsgesetz beson- 
ders geprüft werden müsse, 

zog der Abgeordnete Schulze-Pellengahr den An- 
trag zurück. 

4. Zu Artikel 3 Nr. 4 

Nr. 2 des Änderungsantrags der Abgeordneten 
Bock und Genossen 
— Umdruck 958 — 

Der Ausschuß hielt es nicht für vertretbar, zwei 
Fassungen des § 9 Abs. 2 Satz 2 des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes auch nur vorübergehend neben- 
einander gelten zu lassen. Das könnte vor allem 
zu einer ungerechtfertigten Bevorzugung solcher 
Personen führen^ die nur im Hinblick auf diesen 
Zustand eine Genehmigung beantragen und die für 
sie erforderlichen bisherigen leichteren Vorausset- 
zungen erst nachträglich schaffen. 

Der Ausschuß lehnte den Antrag mit 8 gegen 
3 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung ab. 

Bonn, den 21. März 1957 

Spörl 

B erichters tatter 


Anlage 


Abschrift 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 3 — 6042 B/57 


Bonn, den 19. März 1957 


An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
des Deutschen Bundestages 

Herrn Oskar Rümmele M.d.B. 

Bonn 

Bundeshaus 


Sehr geehrter Herr Kollege! 

Zu Ihren Schreiben vom 26. Februar und 
4. März 1957, mit denen Sie mich um eine Stellung- 
nahme zu den Änderungsanträgen zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes — Drucksache 3057 — gebeten haben, 
darf ich mich beziehen auf die Darlegungen, die 
ich mit Schreiben vom 6. November 1956 Ihnen für 


den Ausschuß für Verkehrswesen übermittelt habe, 
und auf die Darlegungen, die bei der bisherigen Be- 
handlung der Drucksache 2626 von meinen Vertre- 
tern im Ausschuß gemacht worden sind. 

Mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Erwei- 
terung der Nahzone für den gewerblichen Güter- 
verkehr im Zonen- und Saar-Randgebiet, also ent- 
lang der blutenden Grenze, habe ich mich trotz ge- 
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WLsser verkehrspoMtischer Bedenken aus überge- 
ordneten politischen Überlegungen heraus ein ver- 
standen erklärt. Ich bleibe daher grundsätzlich bei 
meiner Auffassung, daß der vom Ausschuß für Ver- 
kehrswesen erarbeitete Vorschlag in der Druck- 
sache 3057 das Äußerste ist, das dem Gütemah- 
verkehrsgewerbe (in den Gebieten an der blutenden 
Grenze zugestanden werden kann. Sollte diese 
Ausnahmeregel ung auf lalle trockenen und niassen 
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland ausge- 
dehnt werden, so wird dadurch — selbst, wenn man 
die angenommenen Standorte nur 20 km von der 
Grenze entfernt wählt — das seit Jahrzehnten bei 
uns herrschende und für die Ordnung im Verkehr 
ausschlaggebende System der Trennung des Güter- 
kraftverkehrs in einen Nah- und einen Fernver- 
kehr entscheidend angeschlagen werden. Denn es 
wird nahezu iinmögMch, die Einhaltung der Nah- 
zone durch die Aufsichtsorgane zu überwachen und 
ZU gewährleisten, wenn überall an den trockenen 
und nassen Grenzen angenommene Standorte ge- 
gründet werden können. Dadurch wird es möglich, 
aus den Grenzgebieten heraus weite Gebietsteile 
der Bundesrepublik Deutschland im Nahverkehr 
zu bedienen. Nur ein sehr schmaler Streifen bliebe 
dann vom Nahverkehr unberührt, wie er auf den 
beiliegenden Karten als weißes Feld zu sehen ist. 
Ein Vergleich der beiden Karten zeigt auch, daß es 
im Effekt keinen wesentlichen Unterschied macht, 
ob der begünstigte Streifen an der trockenen und 
nassen Grenze 40 oder nur 20 km breit ist. 

Die Vorlage des Bundesrates beruht auf einge- 
henden Beratungen der obersten Landesverkehrs- 
behörden. Fast alle Länder, auch diejenigen, die 
nicht an der blutenden Grenze, also an der Zonen- 
und Saar-Randgrenze teilhaben, stimmten einer 
Ausnahmeregelung nur zu, falls diese nur auf 
die Gebiete an der blutenden Grenze beschränkt 
bleibt. Nicht inur die Landesbehörden, die das Ge- 
setz vollziehen müssen, sondern auch die Zentral- 
arbeitsgemeinschaft des Straßenverkehrsgewerbes 
als Berufsvertretung des vom Güterkraftverkehrs- 
gesetz und von diesem Ergänzungsgesetz unmittel- 
bar betroffenen Gewerbes wünschen die Begünsti- 
gung nur für den Bereich der blutenden Grenze. 
Ich darf dazu auf das Schreiben verweisen, daß 
die Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßenver- 
kehrsgewerbes am 6. März 1957 den Mitgliedern 
des Ausschusses für Verkehrswesen übermittelt 
hat. Dabei ist besonders hervorzuheben, daß auch 
die Arbeitsgemeinschaft Güternahverkehr eine zu- 
sätzliche Erweiterung der Nahzone ablehnt, weil 
dadurch in erheblichem Umfang Wettbewerbs Ver- 
schiebungen mit sehr nachtedligen Folgen eintre- 
ten müßten. 

Ich glaube, damit dargetan zu haben, warum ich 
darum bitten muß, die Anträge Umdruck 950 und 
Umdruck 955 abzulehnen. Dies gilt auch für den 
direkt an den Ausschuß für Verkehrswesen gerich- 
teten Antrag der Abgeordneten Dr. Schäfer (Saar- 
brücken), Kratz und Dr. Röder, die für das Saarland 
eine besondere Nahzonenregelung zu treffen wün- 
schen. Es würde damit eine einseitige Regelung zu- 


gunsten des Nahverkehrsgewerbes im Saarland ge- 
schaffen, die zu einer erheblichen Schädigung der 
Unternehmer der Notstandsgebiete des Landes 
Rheinland-Pfalz führen muß. Obwohl diese Vergün- 
stigung nur bis zum Ende der Übergangszeit begehrt 
wird, würde doch dabei eine sehr erhebliche Ver- 
schiebung der Wettbewerbslage für die Betriebe in 
den anschließenden Räumen eintreten, denen gerade 
durch das vorliegende Gesetz eine gewisse Hilfe- 
stellung aus übergeordneten politischen Gründen 
gegeben werden soll. 

Die Ausdehnung der Nahzone auch für den 
Werkverkehr, wie sie lin dem Antrag der Fraktion 
der FDP — Umdruck 949 — begehrt wird, wider- 
spricht dem vom Gesetzgeber mit dem Verkehrs- 
finanzgesetz 1955 angestrebten verkehrspolitischen 
Ziel. Für den Werkverkehr wird eine solche Maß- 
nahme nur die Folge einer steuerlichen Begünstigung 
haben. Die steuerlichen Interessen des Werknahver- 
kehrs sind aber im Verkehrsfinanzgesetz 1955 da- 
durch berücksichtigt, daß er im Gegensatz zum Gü- 
ternahverkehr und zur Deutschen Bundesbahn von 
jeder steuerlichen Abgabe für seine Beförderungs- 
leistung freigestellt worden äst. Die steuerlichen In- 
teressen des Werkfemverkehrs sind nach einge- 
hender Beratung durch den Deutschen Bundestag 
in seiner Entscheidung zum Verkehrsfinanzgesetz 
1955 dadurch ausreichend berücksichtigt, daß der 
Werkfernverkehr im Zonen- und Saar-Randgebiet 
nur die Hälfte des Regelsatzes der Beförderung- 
steuer zu entrichten hat. Durch den Antrag der FDP 
jedoch würde dem Werkverkehr im Zonen- und 
Saar-Randgebiet ein erheblich größeres steuer- 
liches Entgegenkommen gezeigt, als dies nach den 
Beratungen des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 be- 
absichtigt war. 

Der Antrag der Abgeordneten Bock und Genossen 
— Umdruck 958 — möchte den § 9 Abs. 2 Satz 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes einschränken, der in 
dem vorliegenden Entwurf eine Neuregelung erfah- 
ren hat. Ich muß mich auch gegen die Annahme 
dieses Antrags wenden, denn wenn jetzt auch bei 
überschrittenem Kontingent die Bildung von Gesell- 
schaften weiter zugelassen werden sollte, würde 
man den Erfolg der in dem Entwurf vorgesehenen 
Einschränkung, den Handel mit Genehmigungen 
zum Güterfernverkehr zu unterbinden, wieder be- 
seitigen. Der Verkäufer der Genehmigung würde 
den Käufer zunächst als Gesellschafter in seinen 
Betrieb aufnehmen. Nach einer gewiissen Zeit 
würde er wirtschaftlich aus der Gesellschaft aus- 
scheiden, und der Käufer wäre praktisch alleiniger 
Inhaber der Genehmigung. Dem kann man auch 
nicht damit begegnen, daß man — wie in dem An- 
trag vorgesehen — vorschreibt, die Gesellschaft 
müsse während der Laufzeit der Genehmigung be- 
stehen. Das kann in der Praxis keine Genehmi- 
igungsbehörde übersehen, so daß die Klausel prak- 
tisch nicht zur Anwendung kommen kann. 

Der Vorschlag, die derzeit noch laufenden Ge- 
nehmigungsverfahren nach altem Recht abzuwik- 
keln, widerspricht dem Grundsatz, daß mit dem 
Inkrafttreten eines Gesetzes alle Bürger dem 
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neuen Recht gleichmäßi'g unterwarfen sein müssen. 
Ich sehe keinen besonderen Gesichtspunkt, der es 
rechtfertigen würde, hier von diesem Grundsatz 
abzuwoichen. 

Gewisse Schwierigkeiten bereiten die Anträge der 
Abgeordneten Glüsing und Genossen — Umdruck 
953 — und der Fraktion der DP — Umdruck 948 — . 
Es ist bedauerlich, daß es seinerzeit nicht gelungen ist, 
auch die Westküstengebiete Schleswig-Holsteins in 
die Zonenrandregelung einzubeziehen. Ursprünglich 
umfaßte die Zonenrandregelung den Bereich aller 
Industrie- und Handelskammerbezirke lan der Zo- 
nengrenze; später ist hier eine Beschränkung auf 
den 40-km-Gürtel erfolgt. Dadurch sind besonders 
im Bereich von Schleswig-Holstein erhebliche 
Schwierigkeiten entstanden, weil die zum Zonen- 
randgebiet gehörenden unteren Verwaltungsbezirke 
an der Ostseeküste stellenweise bis in die Nähe der 
Nordseeküste reichen, während andere untere Ver- 
waltungsbezirke an der Nordseeküste wegen der 
politischen Grenze der Kreise nicht in die Zonen- 
randregelung hineinfallen. Bei der Beschrän- 
kung des Zonenrandgebietes in Schleswig-Hol- 
stein ist seinerzeit von der Landesregierung 
darauf hingewiesen worden, daß sie bereit 
sei, die sich dadurch ergebenden Ungerechtig- 
keiten innerhalb des Landes auszugleichen. Das ist 
der Landesregiei'ung aber in der Frage der Nah- 
verkehrszone und in anderen Fragen leider nicht 
möglich. Es scheint mir daher für diese und andere 
Probleme, die sich aus der Regelung der Abgren- 
zung der Zonenrandgebiete ergeben, eine bessere 
Lösung zu sein, wenn die Westküstengebiete 
Schleswig-Holsteins wieder in den Bereich der Zo- 
nenrandgebiete einbezogen würden, als hier eine 
gesetzliche Regelung für diesen speziellen Fall zu 
treffen, der in anderen Küstengebieten zu Berufun- 
gen führen muß. 

Dabei ist bemerkenswert, daß die Zentralarbeits- 
gemeinschaft des Straßenverkehrsgewerbes in 
ihrem Schreiben vom 6. März 1957 die Auffassung 
vertreten hat, daß schon die vorgesehene Er- 
weiterung der Nahzone für den Güternahverkehr 
an der schleswig-holsteinischen Ostküste nicht be- 
rechtigt sei. Obwohl festgestellt werden muß, daß 


gerade in Schleswig-Holstein bei der besonderen 
Lage des Landes eine Ungerechtigkeit durch die 
Abgrenzung des Zonenrandgebietes entstanden ist, 
weil man nicht, wie ursprünglich geschehen, die 
Westküste in das Zonenrandgebiet mit einbezogen 
hat, erscheint es schwer möglich, diese Frage teil- 
weise im Rahmen dieser gesetzlichen Neuregelung 
zu lösen. Die Entscheidung, ob die Westküstenkreise 
Schleswdg-Holsteins in diese Regelung für den Gü- 
ternahverkehr einbezogen werden können, sollte 
vielmehr in einer neuen Entscheidung über die Ab- 
grenzung des Zonenrandgebietes im Land Schles- 
wig-Holsteih gesucht werden. 

Auch dem Antrag der Fraktion der DP 
— Umdruck 948 — , eine zusätzliche Ausnahme 
für das Nahverkehrsgewerbe im Kreise Lüchow- 
Dannenberg vorzusehen, kann man eine ge- 
wisse Berechtigung wegen der besonderen 
geographischen Lage dieses Kreises an der Zo- 
nengrenze nicht absprechen. Es wird allerdings 
schwer vertretbar sein, hier für einen bestimmten 
Kreis eine besondere zusätzliche Regelung zu tref- 
fen, weil auch dies sicherlich zu entsprechenden Be- 
rufungen bei anderen Gebieten an der Zonengrenze, 
z. B. für den Neustädter Winkel bei Coburg, füh- 
ren würde. 

Aus allen dargelegten Gründen würde ich es be- 
grüßen, wenn der Ausschuß für Verkehrswesen an 
seinem Antrag, den Gesetzentwurf in der schon 
einmal dem Plenum des Deutschen Bundestages vor- 
gelegtcn Ausschußfassung — Drucksache 3057 — 
anzunehmen, festhalten würde. Die Gefahren für die 
Vernichtung des Systems der Trennung von Nah- 
und Fernverkehr, das im Güterkraftverkehrsgesetz 
verankert ist, sind sonst derartig bedeutungsvoll, 
daß eine Entscheidung, die über die Gedanken- 
gänge der Drucksache 3057 hinausgeht, zu einer 
völligen Neuordnung der gesamten Rechtsverhält- 
nisse des Kraftverkehrsgewerbes führen müßte. 

Mit freundlichen Grüßen bin ich 

Ihr 

Anlage: 2 Karten gez. Seebohm 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der B'Uiijdestag wolle 'beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — ■ Drucksiache 2626 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag der Abgeordneten Müller-Hermiann, 
Dr. Dollinger, Friese, Rümmele, Frau Dr. h. c, 
Weber (Aachen), Barlage und Genossen betr, 
Kraftverkehr in den grenznahen und Küstenge- 
bieten — Drucksache 1336 — für erledigt zu er- 
klären; 

3. die zu den Vortagen eingegangenen Petitionen 
und Eingaben durch die Beschlußfassung zu 
Nr. 1 für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 21. März 1957 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Spörl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

- Drucksache 2626 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (BundesgesetzbL I S. 697) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

»§ 1 

Die Beförderung von Gütern mit Kraft’ 
fahrzeugen ist nur als Güternahverkehr, 
Güterfernverkehr oder Werkverkehr im 
Sinne dieses Gesetzes oder im Rahmen der 
Hoheitstätigkeit des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände sO’ 
wie der Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts zulässig. Güter sind 
auch lebende Tiere.'' 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (BundesgesetzbL I S. 697) 
wird wie folgt geändert: 

1. entfällt 
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Entwurf 

2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern in Gemeinden, die in dem von der 
Bundesregierung anerkannten Zonenrand- 
gebiet der Bundesrepublik liegen, können 
die obersten Landesverkehrsbehörden zu- 
gunsten von Unternehmen des Güternah- 
verkehrs, die bereits am 1. April 1954 ihren 
Sitz in dem Zonenrandgebiet hatten, ange- 
nommene (fiktive) Standorte bestimmen, 
die nicht mehr als 40 km in der Luftlinie 
von dem Zonenrand der Bundesrepublik 
und vom tatsächlichen Standort liegen dür- 
fen. Entsprechendes gilt für die Kraftfahr- 
zeuge von Unternehmern, die ihren Sitz in 
Gemeinden haben, die nicht weiter als 20 
km in der Luftlinie vom Ssi^rgebiet entfernt 
liegen.** 


3. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach den 
Worten „erstreckt wird** folgende Worte 
angefügt: 

„und der Unternehmer das Alter von sech- 
zig Jahren erreicht hat oder infolge Ge- 
brechlichkeit zur Fortführung des Unter- 
nehmens auf die Dauer nachweislich nicht 
imstande Ist.** 


4. § 48 Abs. 3 wird aufgehoben. Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

5. In § 99 wird als Nummer 1 a eingefügt: 

„1 a. Güter mit Kraftfahrzeugen unter an- 
deren als den in diesem Gesetz für 
den Güternahverkehr y den Güter- 
fernverkehr oder den Werkverkehr 
bestimmten Voraussetzungen und 
außerhalb des Rahmens der Hoheits- 
tätigkeit des BundeSy der Länder, der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände 
sowie der Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts be- 
fördert;"". 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern in Gemeinden, die in dem von der 
Bundesregierung anerkannten Zonenrand- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Stand vom 1. Januar 1957 He- 
gen, können die höheren Landesverkehrs- 
behörden zugunsten von Unternehmen 
des Güternahverkehrs, die bereits am 
1. April 1954 ihren Sitz oder eine nicht 
nur vorübergehende geschäftliche Nieder- 
lassung in dem Zonenrandgebiet hatten, 
angenommene Standorte bestimmen, die 
mit ihrem Ortsmittelpunkt nicht mehr als 
40 km In der Luftlinie von dem Zonen- 
rand der Bundesrepublik Deutschland und 
von dem Ortsmittelpunkt des tatsäch- 
lichen Standorts Hegen dürfen. Entspre- 
chendes gilt für die Kraftfahrzeuge von 
Unternehmern, die Ihren Sitz oder eine 
nicht nur vorübergehende geschäftliche 
Niederlassung in Gemeinden haben, die 
nicht weiter als 40 km in der Luftlinie 
vom Saarland oder nördlich des Nord- 
Ostsee-Kanals von der Westküste des Lan- 
des Schleswig-Holstein entfernt Hegen.** 

3. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach den 
Worten „erstreckt wird** folgende Worte 
angefügt: 

„und der Unternehmer das Alter von 
sechzig Jahren erreicht hat oder infolge 
amtsärztlich festgestellter Gebrechlichkeit 
zur Fortführung des Unternehmens auf die 
Dauer nicht imstande Ist.** 

3a. In § 19 Abs. 1 werden nach den Worten 
„vorläufig weiterführen** die Worte ein- 
gefügt; 

„oder ohne das Erfordernis des § 9 Abs. 2 
Satz 2 letzter Halbsatz im ganzen auf 
einen Dritten übertragen**. 

4. unverändert 

5. e n t f ä 1 1 1 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Artikel 2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


6. § 106 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Reidiskraftwagentarif vom 
30. März 1936 (Reichsverkehrsblatt B 
S. 71) mit seinen bis zum 18. Oktober 1952 
ergangenen Änderungen und Ergänzungen 
gilt als auf Grund der § 21 Abs. 1 und 
§ 25 erlassen.“ 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 2 a 

Das Gesetz gilt nicht im Saarland. 
Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver- 
kündung, Artikel 1 Nr. 2 einen Monat nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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